
zur Informationsveranstaltung des TLfDI zur Umsetzung des Thüringer 
Transparenzgesetzes (ThürTG) für informationspflichtige Stellen am 

30.09.2021

transparenz von herby64 Adobe Stock

Herzlich Willkommen 



„Transparency is an extremely powerful tool that will help to make a better world“ (Kofi Annan)

„Das Internet hat seine Nutzer erzogen: Heute will man nicht mehr nur wissen, dass etwas passiert. Man will wissen, warum und wie es 
passiert. Geheimnisse sind nur in Ausnahmen erlaubt, Transparenz ist die Regel – und wird längst eingefordert“ (Sascha Lobo über 

Transparenz im 21. Jahrhundert)

„Wissen ist Macht“ (Francis Bacon, 1597)
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vom ThürIFG zum ThürTG
• 29. Dezember 2012: ThürIFG tritt in Kraft – Hauptaugenmerk „amtliche Informationen gegen Antrag“
• September 2015-Februar 2016: Erarbeitung eines Vorschlags des TLfDI für einen Entwurf eines Thüringer 

Transparenzgesetzes
• Juni 2016: Der Thüringer Landtag fasst einen Beschluss (Drucksache 6/2369), in dem die Bitte an die 

Landesregierung enthalten ist, „dem Landtag unter Berücksichtigung des Vorschlages des Thüringer 
Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit für ein Transparenzgesetz vom 8. Februar 2016, 
der Erfahrungen des Bundes und anderer Länder sowie der Erfahrungen mit dem Thüringer 
Informationsfreiheitsgesetz und der Thüringer Informationsregisterverordnung einen Entwurf für die Fortentwicklung 
der Rechtslage in Thüringen hin zu einem Thüringer Transparenzgesetz vorzulegen, welches das bisherige 
Informationsfreiheitsgesetz ablöst und weiterentwickelt, das Thüringer Umweltinformationsfreiheitsgesetz integriert 
sowie die Schaffung eines Transparenzregisters zum Inhalt hat.[...]
Der Entwurf soll dem  Landtag bis zum 31. März 2017 zugeleitet werden.“

• Januar 2019 – September 2019: Gesetzgebungsverfahren im Thüringer Landtag für ein Transparenzgesetz 
(Drucksache 6/6684)
Ergebnis: Erweiterung und Entwicklung  des ThürIFG zum ThürTG, aber keine Integration des Thüringer 
Umweltinformationsgesetzes in das ThürTG

• 01. Januar 2020: Inkrafttreten des neuen ThürTG



Warum Informationsfreiheit?

• Ausgangspunkt § 1 ThürTG:
 Transparenz der Verwaltung vergrößern

Möglichkeiten der Kontrolle staatlichen Handelns durch Bürger verbessern

 und damit demokratische Meinungs- und Willensbildung in der Gesellschaft fördern 

• Größere Nachvollziehbarkeit und Akzeptanz staatlichen Handelns, öffentliche Diskussionen, neue 
Ideen

• Grenzen: personenbezogene Daten, öffentliche und private Belange: so wenig wie möglich, so viel 
wie nötig
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Grundlagen zum ThürTG
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Grundlagen zum ThürTG

Das Thüringer Transparenzgesetz (ThürTG) hat eine klare Struktur. Es gliedert sich wie 
folgt:

 Allgemeine Bestimmungen (§§ 1 bis 4),

 Proaktive Informationsbereitstellung (§§ 5 bis 8),

 Informationszugang auf Antrag (§§ 9 bis 15), 

 Förderung und Gewährleistung des Rechts auf Informationszugang,

 Landesbeauftragter für die Informationsfreiheit (§§ 16 bis 22),

 Übergangs- und Schlussbestimmungen (§§ 23 bis 25).
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Grundlagen zum ThürTG
1. Anwendungsbereich in § 2 ThürTG geregelt:

• § 2 Abs. 1 ThürTG: „Dieses Gesetz gilt für Behörden, Einrichtungen und sonstige öffentliche Stellen des Landes, der Gemeinden und 
Gemeindeverbände sowie für die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts und 
deren  Vereinigungen, soweit sie in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben
übernehmen.“

• Beispiele: Unmittelbare und mittelbare Staatsverwaltung, Kommunen, berufsständische Körperschaften des öffentlichen Rechts 
(Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern) 

• § 2 Abs. 2 ThürTG: stellt Behörde einer natürlichen oder juristischen Person des Privatrechts gleich: „Einer Behörde steht eine 
natürliche oder juristische Person des Privatrechts gleich, soweit eine Stelle nach Absatz 1 sich dieser Person zur Erfüllung ihrer 
rechtlichen Aufgaben bedient oder dieser Person die Erfüllung der rechtlichen Aufgabe übertragen wurde.

• Beispiele: alle Verwaltungshelfer sowie privatrechtliche Organisations- und Handlungsformen, soweit öffentlich-rechtliche Aufgaben 
wahrgenommen werden, Beachte aber die Ausnahme unter § 2 Abs. 3 ThürTG

• § 2 Abs. 3 ThürTG enthält eine Einschränkung des Anwendungsbereiches: „Dieses Gesetz gilt für die in den Absätzen 1 und 2 
genannten Stellen, soweit sie nicht als Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen oder grundlagen- oder anwendungsbezogene 
Forschung betreiben oder Aufgaben wahrnehmen, die der Aufsicht und der Verwaltung dieses Unternehmens dienen. Entsprechendes 
gilt im Zusammenhang mit der Anerkennung und Beaufsichtigung von Stiftungen des bürgerlichen Rechts.“

• Beispiel: Wenn eine Nahverkehrsgesellschaft eines Landkreises, die als GmbH gegründet ist, am Wettbewerb teilnimmt (was 
regelmäßig der Fall ist),fällt sie gem. § 2 Abs. 3 Satz 1 ThürTG nicht unter den Anwendungsbereich des ThürTG; Gleiches gilt nach § 2 
Abs. 3 Satz 2 ThürTG  für die Thüringer Ehrenamtsstiftung als Stiftung des Bürgerlichen Rechts.
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Grundlagen des ThürTG- Anwendungsbereich

• § 2 Abs. 4 ThürTG regelt weitere Ausnahmen vom Anwendungsbereich: „Dieses Gesetz gilt für 
Universitätskliniken, Forschungseinrichtungen, Hochschulen, Schulen sowie für Bildungs- und 
Prüfungseinrichtungen nur, soweit Informationen über den Namen von Drittmittelgebern, die Höhe 
der Drittmittel und die Laufzeit der mit Drittmitteln finanzierten abgeschlossenen
Forschungsvorhaben betroffen sind.

• Beispiel: Ein Antragsteller möchte vom Thüringer Justizprüfungsamt die Klausuren aus dem letzten 
Durchgang des 2. Juristischen Staatsexamens.  Gegen diese Antrag spricht der Regelungsgehalt von    
§ 2 Abs. 4 ThürTG.

• Ausnahmen für Rundfunkanstalten und die Thüringer Landesmedienanstalt in § 2 Abs. 5 ThürTG: 
„Dieses Gesetz gilt für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, es sei denn die journalistische 
Tätigkeit ist betroffen oder staatsvertragliche Regelungen stehen entgegen. Für die 
Landesmedienanstalt gilt dieses Gesetz, soweit diese nicht die Aufsicht über die 
Rundfunkveranstalter und Telemedien wahrnimmt.“

• Beispiel: Ein Antragsteller möchte vom MDR-Landesfunkhaus Thüringen auf der Grundlage von § 9 
Abs. 1 ThürTG erfahren, wie viele Ausgaben des „MDR-Thüringen-Journals“ seit dem Jahr 2000 
gesendet wurden. Eine Versagung dieses Antrags wäre nach § 2 Abs. 5 ThürTG nicht zulässig.
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Grundlagen des ThürTG - Anwendungsbereich

• Ausnahmen für Gerichte und Staatsanwaltschaften sowie für bestimmte 
Verfahrensakten gem. § 2 Abs. 6 ThürTG: „Dieses Gesetz gilt für Gerichte 
und Staatsanwaltschaften, soweit nicht Informationen aus den 
Verfahrensakten betroffen sind. Vom Anwendungsbereich ausgenommen 
sind zudem Informationen aus den Verfahrensakten berufsgerichtlicher 
und disziplinarrechtlicher Verfahren der bei Aufsicht des Landes 
unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts.“

• Beispiele: Akten aus laufenden Verfahren der Zivil-, Straf- und der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit fallen nicht unter das ThürTG (ergibt sich ferner 
auch aus § 4 Abs. 2 Satz 3 ThürTG); Disziplinarverfahren aus dem Bereich 
der Thüringer Apothekenkammer fallen nicht unter das ThürTG.
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Grundlagen des ThürTG - Anwendungsbereich

• Ausnahmen für die Finanzbehörden gem. § 2 Abs. 7 ThürTG: 
„Dieses Gesetz gilt für Finanzbehörden im Sinne des § 2 des 
Finanzverwaltungsgesetzes in der Fassung vom 4. April 2006 [...]in 
der jeweils geltenden Fassung, soweit nicht Informationen aus 
Verfahrensakten in Steuerstrafsachen betroffen sind.

• Finanzbehörden im Sinne von § 2 Finanzverwaltungsgesetz sind z. 
B. : Finanzministerien, Landesamt für Finanzen, Finanzämter.

• Beispiel: Ein Journalist erhält keinen Informationszugang im 
Verfahren zur Festsetzung der Einkommensteuer 2020 von 
Ministerpräsident Ramelow.
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Grundlagen zum ThürTG - Zugangsberechtigung

• Informationszugangsberechtigung gem. § 4 Abs. 1 ThürTG:
Das Informationszugangsrecht kann von jeder natürlichen und
juristischen Person des Privatrechts sowie nicht rechtsfähigen
Vereinigungen von Bürgerinnen und Bürgern geltend gemacht
werden. Zusätzlich sieht das ThürTG eine proaktive
Informationsbereitstellung nach den §§ 5 bis 7 ThürTG vor.
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Grundlagen zum ThürTG- Informationsbegriff

• Die Informationsbegriffe  im ThürTG:
Definition des Begriffs der Informationen in § 3 Abs. 1 Nr. 3 ThürTG: 

„amtliche Informationen und Umweltinformationen,“

Definition des Begriffs der amtlichen Informationen in § 3 Abs. 1 Nr. 1 
ThürTG: „amtlichen Zwecken dienende vorhandene Aufzeichnungen, 
unabhängig von der Art ihrer Speicherung; Entwürfe und Notizen, die 
nicht Bestandteil eines Vorgangs werden sollen, gehören nicht dazu,“

Definition des Begriffs der Umweltinformationen in § 3 Abs. 1 Nr. 2 
ThürTG: „Informationen im Sinne des § 2 Abs. 3 des Thüringer 
Umweltinformationsgesetzes (ThürUIG) [...] in der jeweils geltenden 
Fassung,“
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Grundlagen zum ThürTG- Informationsbegriff

 Informationen von allgemeinem Interesse für die Öffentlichkeit 
gem. § 5 Abs. 1 Satz 1 ThürTG: Der Begriff ist nicht legaldefiniert im 
ThürTG 

 Nach der Gesetzesbegründung zu § 5 ThürG ist im Einzelfall zu prüfen, ob ein 
Interesse der Öffentlichkeit an der Veröffentlichung der konkreten 
Information besteht. Abzustellen ist hierbei darauf, ob aufgrund objektiver 
Kriterien eine Bedeutung der Kenntnisnahme der Information für die 
demokratische Meinungs- und Willensbildung oder die Kontrolle staatlichen 
Handelns im Sinne von § 1 ThürTG gerade für die breite Öffentlichkeit 
gegeben ist. 
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Grundlagen zum ThürTG – proaktive Bereitstellung

• Proaktive Informationsbereitstellung: Die öffentlichen Stellen in Thüringen sind
unter den im ThürTG geregelten Voraussetzungen angehalten, amtliche
Informationen proaktiv zu veröffentlichen. Das bedeutet: Die öffentlichen Stellen,
die dem ThürTG unterfallen, sollen Informationen von allgemeinem Interesse für
die Öffentlichkeit selbstständig für die Bürgerinnen und Bürger zur Verfügung
stellen, ohne dass diese einen Antrag auf Informationszugang stellen müssen.

 Transparentes Vorarbeiten vermeidet aufwändige Antragsbearbeitung!

• Proaktiv nach dem ThürTG: § 5 Veröffentlichungspflichten, § 6 Transparenz-
pflichten, § 7 Transparenzportal (dazu wird Frau Pesch in ihren Ausführungen 
eingehen) – Übersicht zu §§ 5 und 6 ThürTG wird noch eingefügt.
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Grundlagen zum ThürTG

• Antrag § 9 ThürTG / Zugang zu amtlichen Informationen

Neben der proaktiven Informationsbereitstellung kann jedermann per Antrag auf
Informationszugang an amtliche Informationen gelangen. Grundsätzlich bedarf der
Antrag auf Informationszugang keiner Begründung. Sollte der Antrag jedoch
personenbezogene Daten Dritter betreffen, muss er begründet und gegebenenfalls ein
rechtliches Interesse (sofern eine Abwägung nach § 13 Abs. 1 Nr. 5 ThürTG
vorgenommen werden muss) geltend gemacht werden.

Der Zugang wird nur zu vorhandenen amtlichen Informationen gewährt. 
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Grundlagen zum ThürTG

• Verfahren - § 10 ThürTG

 Über den Antrag entscheidet die öffentliche Stelle, die zur Verfügung über die
begehrte Informationen (= amtliche Information) berechtigt ist.

 Entscheidung über den Antrag binnen eines Monats (§ 10 Abs. 3 Satz 1 ThürTG),
Angemessene Fristverlängerung einmalig möglich – siehe § 10 Abs. 3 ThürTG.

 Betreffen die begehrten Informationen Daten Dritter, dann ist Drittbeteiligungs-
verfahren einzuleiten, vgl. § 10 Abs. 4 ThürTG.

 Teilanspruch auf amtliche Informationen ist möglich, vgl. § 10 Abs. 5 ThürTG.

 Bei vollständiger oder teilweisen Ablehnung Info an Antragsteller, ob und
gegebenenfalls wann der Informationszugang ganz oder teilweise zu einem späteren
Zeitpunkt möglich ist, vgl. § 10 Abs. 6 ThürTG.
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Grundlagen zum ThürTG
• Zugang zu amtlichen Informationen nach dem ThürTG, § 11 ThürTG

 Die Auskunft kann durch die öffentliche Stelle mündlich, schriftlich oder
elektronisch erteilt werden.

 Dem Antragsteller kann Akteneinsicht gewährt oder die Informationen in einer
sonstigen Weise zur Verfügung gestellt werden.

 Gewährt die öffentliche Stelle Akteneinsicht, so können beispielsweise Notizen und
Kopien vom Antragsteller angefertigt werden, sofern keine Urheberrechte dem
entgegenstehen. Für Kopien können aktuell Verwaltungskosten nach
ThürAllgVwKostO (für die ersten 50 Seiten 0,50 Euro, danach 0,15 Euro) entstehen.

 Verlangt der Antragsteller eine bestimmte Art des Informationszugangs, so darf
dieser nur aus wichtigem Grund auf andere Art gewährt werden.

 Achtung: Bei Ablehnung Hinweis auf Recht der Anrufung des TLfDI!
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf Informationszugang
• Antrag auf Informationszugang ist bei Schutz öffentlicher Belange gem. § 12 ThürTG 

abzulehnen:
• Ablehnung nach Absatz 1 Nr. 1 : 

„Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen, 

1. soweit das Bekanntwerden der amtlichen Information eine
konkrete Gefährdung für 

a) die inter- und supranationalen Beziehungen oder die 
Beziehungen zum Bund oder zu einem Land, die Landesverteidigung oder die 
innere Sicherheit,...

b) die Funktionsfähigkeit und die Eigenverantwortung des Landtags, 
des Rechnungshofs, der Organe der Rechtspflege oder der Landesregierung, ...
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

c) die Durchführung eines laufenden Gerichtsverfahrens, den

Anspruch einer Person auf ein faires Verfahren oder die 

Durchführung strafrechtlicher, ordnungswidrigkeiten-

rechtlicher oder disziplinarischer Ermittlungen...

d) die Kontroll- oder Aufsichtsaufgaben der Finanz-, 

Wettbewerbs-, Regulierungs-, Versicherungsaufsichts- und 

Sparkassenaufsichtsbehörden...
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

e) die öffentliche Sicherheit im Sinne des § 54 Nr. 1 OBG, 

insbesondere die Tätigkeit der Polizei, des 

Verfassungsschutzes, der sonstigen für die Gefahrenabwehr 

zuständigen Stellen, der Staatsanwaltschaften oder der 

Behörden des Straf- und Maßregelvollzugs einschließlich ihrer 

Aufsichtsbehörden und die Zusammenarbeit der genannten 

Stellen untereinander sowie mit anderen Sicherheitsbe-

hörden...
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

f) die fiskalischen Interessen der in § 2 Abs. 1 und 2 genannten 

Stellen im Wirtschaftsverkehr.“

• In § 12 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben a) bis c) ThürTG sind weitere 
Ablehnungsgründe definiert, die an die Schutzbedürftigkeit der 
betroffenen Information anknüpfen. Sie sollen aus Zeitgründen 
hier nicht einzeln aufgeführt werden.
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

• Ablehnung nach § 12 Abs. 1 Nr. 3 ThürTG:

„Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen, wenn

a) bei vertraulich erhobenen oder übermittelten 

Informationen  das Interesse des Dritten an einer 

vertraulichen Behandlung im Zeitpunkt der Entscheidung 

über den Antrag noch fortbesteht,...
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

b) Durch die Bekanntgabe der Informationen Angaben und 

Mitteilungen von öffentlichen Stellen, die nicht unter den 

Geltungsbereich dieses Gesetzes fallen, offenbart würden und

die öffentlichen Stellen in die Offenbarung nicht eingewilligt 

haben oder von einer Einwilligung nicht auszugehen ist,...
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

c) die Information mit der Aufgabenwahrnehmung des Amts für 
Verfassungsschutz im Zusammenhang steht und durch deren Bekanntgabe 
die Aufgabenwahrnehmung nach den §§ 3 bis 5 des Thüringer 
Verfassungsschutzgesetzes beeinträchtigt werden kann.“

Nach der Gesetzesbegründung ist der Ausschlussgrund weit formuliert und 
erfasst alle Informationen, die von dem oder über das Amt für 
Verfassungsschutz oder in seinem Auftrag erlangt oder für dieses 
zusammengestellt wurden. Erfasst werden auch die für das Sammeln und 
Verbreiten von Informationen genutzten Informationswege sowie 
Informationen, die bei anderen öffentlichen Stellen vorhanden sind, aber 
eine innere Verbindung zur Aufgabenwahrnehmung des Amts für 
Verfassungsschutz aufweisen.
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

• § 12 Abs. 2 Satz 1 ThürTG regelt, dass der Antrag auf 
Informationszugang zu Entwürfen für Entscheidungen sowie 
Arbeiten und Beschlüssen zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung 
abgelehnt werden soll, soweit und solange durch ihre vorzeitige 
Bekanntgabe der amtlichen Informationen der Erfolg der 
Entscheidung oder bevorstehender behördlicher Maßnahmen
vereitelt würde.

• Nicht unter § 12 Abs. 2 Satz 2 ThürTG fallen nach dessen Satz 2 
Ergebnisse der Beweissicherung, Gutachten oder Stellungnahmen 
Dritter.
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

• § 12 Abs. 3 ThürTG enthält eine Kann-Regelung zur Ablehnung
des Antrags auf Informationszugang:

• Nach § 12 Abs. 3 Nr. 3 ThürTG kann der Antrag abgelehnt 
werden, wenn „er offensichtlich missbräuchlich gestellt wurde, 
insbesondere wenn die amtlichen Information dem 
Antragsteller bereits zugänglich gemacht worden ist oder der 
Antrag offensichtlich zum Zweck der Vereitelung oder 
Verzögerung von Verwaltungshandlungen erfolgt“
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

• Nach § 12 Abs. 3 Nr. 2 ThürTG kann der Antrag auf Informationszugang abgelehnt werden, 
wenn

„die Bearbeitung mit einem unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand verbunden wäre 
und dadurch die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der öffentlichen Stelle erheblich
beeinträchtigt würde, es sei denn, das Informationsinteresse überwiegt im Einzelfall das 
entgegenstehende öffentliche Interesse.“

Erforderlich für den Ablehnungsgrund, der nach der Gesetzesbegründung eng auszulegen ist,
ist  ein Ausmaß an Sach- oder Personalbindung, das es der öffentlichen Stelle für eine nicht 
unerhebliche Zeit nicht oder nur stark eingeschränkt möglich macht, ihre übrigen Aufgaben 
wahrzunehmen.
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

• § 12 Abs. 4 ThürTG enthält:

- eine Konkretisierung der Begründungserfordernisse nach § 39 
ThürVwVfG,

- Ablehnungsgründe so detailliert wie möglich darzulegen,

- das Gebot, dass aus der Begründung keine Rückschlüsse auf 
die schutzwürdigen Informationen möglich sind,

- im Falle der vollständigen oder teilweisen Ablehnung des 
Antrags die Hinweispflicht, den TLfDI anrufen zu können.
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

• § 13 ThürTG regelt als Ablehnungsgrund den Schutz privater 
Interessen:

• Grundsatz: Ablehnungspflicht mit der Möglichkeit der 
Ausnahme aufgrund gesetzlicher Regelung!

• § 13 Abs. 1 ThürTG: „Der Antrag auf Informationszugang ist 
abzulehnen, soweit durch das Bekanntwerden der amtlichen 
Information personenbezogene Daten oder Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnisse offenbart werden, es sei denn... 
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

1. Die betroffene natürliche oder juristische Person willigt ein,
2. die Offenbarung ist durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes 

erlaubt,
3. Die amtliche Information kann aus allgemein zugänglichen 

Quellen entnommen werden,
4. Die Offenbarung ist zur Abwehr erheblicher Gefahren für die 

öffentliche Sicherheit geboten oder 
5. Der Antragsteller mach ein rechtliches Interesse an der Kenntnis 

der amtlichen Information geltend und es stehen der Offenbarung 
keine überwiegenden schutzwürdigen Belange der betroffenen 
natürlichen oder juristischen Person entgegen.“
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

• Zu § 13 Abs. 1 Nr. 5 ThürTG:

 Ein rechtliches Interesse im Sinne der Norm setzt ein bestehendes 
Recht voraus (vgl. VG Gera Urteil vom 18. August 2016, Az.: 3 K 
125/16 Ge, Seite 11f.). 

Das rechtliche Interesse des Informationssuchenden muss das 
Geheimhaltungsinteresse des Dritten überwiegen. Erforderlich ist 
hier eine umfassende Abwägung der betroffenen Rechte und 
Rechtsgüter, wobei zugunsten des Antragstellers ein mögliches 
Informationsinteresse der Allgemeinheit zu berücksichtigen ist...

30.09.2021
Informationsveranstaltung beim Thüringer 

Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit
31



Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

• § 13 Abs. 1 Satz 2 ThürTG regelt, dass besondere Kategorien personenbezogener 
Daten nach Artikel 9 Abs. 1 DS-GVO (also Gesundheitsdaten, politische 
Meinungen, religiöse oder welt-anschauliche Überzeugungen, 
Gewerkschaftszugehörigkeit, etc.) nur zugänglich gemacht werden dürfen, wenn 
die betroffene Person ausdrücklich eingewilligt hat.

• § 13 Abs. 2 ThürTG enthält die Definition des Begriffs Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse = „alle auf ein Unternehmen bezogene Tatsachen, 
Umstände und Vorgänge, die nicht offenkundig, sondern nur einem begrenzten 
Personenkreis zugänglich sind und an deren Nichtverbreitung der Rechtsträger 
ein berechtigtes Interesse hat. Ein berechtigtes Interesse liegt vor, wenn das 
Bekanntwerden einer Tatsache geeignet ist, die Wettbewerbsposition eines 
Konkurrenten  zu fördern oder die Stellung des eigenen Betriebs im Wettbewerb 
zu schmälern oder wenn es geeignet ist, dem Geheimnisträger wirtschaftlichen 
Schaden zuzufügen.“
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

• § 13 Abs. 3 ThürTG enthält eine Abwägungsklausel zu Informa-
tionen aus Unterlagen, die mit dem Dienst- oder Amtsverhältnis 
des Dritten in Zusammenhang stehen, insbesondere 
Personalakten: Hier geht das Gesetz davon aus, dass sobald die 
genannten Unterlagen betroffen sind, das Informationsinteresse 
des Antragstellers nicht überwiegt.

• Ausnahme: die betroffene Person ist bereits seit zehn Jahren tot.
• Wenn Todesjahr der betroffenen Person nicht feststellbar, gilt eine 

Schutzfrist von 100 Jahren seit deren Geburt.
• Mit Ablauf der Schutzfrist ist das Informationsinteresse gegen das 

Geheimhaltungsinteresse Angehöriger abzuwägen.
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

• § 13 Abs. 4 ThürTG enthält eine weitere Abwägungsklausel zu Angaben von 
Name, Titel, akademischem Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, 
Büroanschrift und Telekommunikationsnummer von Bearbeitern, soweit sie 
Ausdruck und Folge der amtlichen Tätigkeit sind: 

• Bearbeiter sind: Amtsträger, soweit sie in ihrer amtlichen Funktion an dem 
jeweiligen Vorgang mitgewirkt haben.

• Hier geht das ThürTG davon aus, dass das Informationsinteresse des 
Antragstellers grundsätzlich höher zu gewichten ist als das schutzwürdige 
Interesse der betroffenen Person.

• Ausnahme laut Gesetzgesetzesbegründung: bei besonders atypischen 
Situationen, z. B. persönliche Schutzbedürftigkeit des Amtsträgers bei besonders 
umstrittenen Entscheidungen oder Entscheidungen im Sicherheitsbereich.
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Grundlagen zum ThürTG: Ablehnung d. Antrags auf 
Informationszugang

• Die Abwägungsklausel gem. § 14 ThürTG: Sie legt fest, dass bei
 der Abwägung im Rahmen des Schutzes öffentlicher Belange nach     § 12  

Abs. 3 Nr. 3 ThürTG und 

 der Abwägung im Rahmen des Schutzes privater Interessen nach      § 13 
Abs. 1 Nr. 5 ThürTG 

der Gesetzeszweck, also das Informationsinteresse des Einzelnen und der 
Allgemeinheit einerseits und die Wahrung schutzwürdiger Belange 
andererseits zu berücksichtigen ist.

• § 14 Satz 2 enthält Frist von sechs Wochen, um Informationen zugänglich 
zu machen -> Widerspruch zur Frist von einem Monat gem. § 10 Abs. 3 
Satz 1 ThürTG.
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Grundlagen zum ThürTG

• Kosten

 Der Informationszugang nach § 9 ThürTG ist grundsätzlich mit Kosten verbunden
(§15 ThürTG). Damit soll der Aufwand ausgeglichen werden, der der öffentlichen
Stelle zum Beispiel durch das Sichten und Aufbereiten (zum Beispiel Schwärzen) der
Informationen entstanden ist. Lediglich Informationen, deren Zugang nur einen
geringfügigen Aufwand erfordert, sind ohne die Erhebung von Kosten zugänglich zu
machen (§ 15 Abs. 1 Satz 4 ThürTG).

 Höchstgebühr 500 €

 Derzeit erarbeitet das TMIK eine Verwaltungskostenordnung zum Thüringer
Transparenzgesetz (TGVwKostO).
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Grundlagen zum ThürTG

• Rechtsmittel
Wird der Informationszugang zum Beispiel abgelehnt, steht der Antragstellerin / dem
Antragsteller der Rechtsweg offen. So kann sie / er nach einem (teilweise) abgelehnten
Antrag auf Informationszugang zunächst Widerspruch einlegen (siehe § 21 Satz 2
ThürTG)und danach Klage beim zuständigen Verwaltungsgericht erheben (siehe § 21
Satz 2 ThürTG), um die begehrten Informationen zu erlangen.

• Rechtsprechung
Die Gerichte tragen dazu bei, dass Rechtsprobleme, die im Bereich der
Informationsfreiheit bestehen, gelöst werden und das Informationszugangsrecht weiter
konkretisiert wird. Über aktuelle Urteile zur Informationsfreiheit in Deutschland und in
Thüringen informiert der TLfDI regelmäßig in seinen Tätigkeitsberichten zur
Informationsfreiheit.
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Grundlagen zum ThürTG

• Hilfe durch den Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit (TLfDI)

Unabhängig von der Einlegung förmlicher Rechtsbehelfe, wie Widerspruch und Klage,
kann sich der Antragsteller gemäß § 17 Abs. 1 ThürTG auch an den TLfDI wenden, wenn
er sich in seinem Recht auf Informationszugang nach dem ThürTG verletzt sieht.

Wichtig ist jedoch, dass die Anrufung des TLfDI keine Unterbrechung oder Hemmung
von Widerspruchs- und Klagefristen auslöst. Diese Rechtsmittel sind vom Antragsteller
selbstständig einzulegen.
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Was steht im Thüringer Umweltinformationsgesetz (ThürUIG)?
• Spezialgesetz zum Zugang zu Umweltinformationen
• Was sind Umweltinformationen? Definition in § 2 Abs. 3 ThürUIG: 

„Umweltinformationen sind, unabhängig von der Art ihrer
Speicherung, alle Daten über 
1. den Zustand von Umweltbestandteilen, wie Luft und Atmosphäre, Wasser, Boden, 

Landschaft und natürliche Lebensräume einschließlich Feuchtgebiete, Küsten- und 
Meeresgebiete, die Artenvielfalt und ihre Bestandteile, einschließlich gentechnisch 
veränderter Organismen, sowie die Wechselwirkungen zwischen diesen Bestandteilen,

2. Faktoren, wie Stoffe, Energie, Lärm und Strahlung, Abfälle aller Art sowie Emissionen, 
Ableitungen und sonstige Freisetzungen von Stoffen in die Umwelt, die sich auf die 
Umweltbestandteile im Sinne der Nummer 1 auswirken oder wahrscheinlich auswirken

3. Maßnahmen oder Tätigkeiten, die 
a) sich auf die Umweltbestandteile im Sinne der Nummer 1 oder auf Faktoren im Sinne der Nummer

2 auswirken oder wahrscheinlich auswirken
b) den Schutz von Umweltbestandteilen im Sinne der Nummer 1 bezwecken; zu den Maßnahmen gehören auch 

politische Konzepte, Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, Abkommen, Umweltvereinbarungen, Pläne und 
Programme,

4. Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts,
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Was steht im Thüringer Umweltinformationsgesetz 
(ThürUIG)

5. Kosten-Nutzen-Analysen und sonstige wirtschaftliche Analysen und Annahmen, die im Rahmen der in Nummer 3 

genannten Maßnahmen und Tätigkeiten verwendet werden oder 

6. den Zustand der menschlichen Gesundheit und Sicherheit, gegebenenfalls einschließlich der Kontamination der 

Lebensmittelkette, die Lebensbedingungen des Menschen sowie Kulturstätten und Bauwerke, soweit sie jeweils 

vom Zustand der Umweltbestandteile im Sinne der Nummer 1 oder von Faktoren, Maßnahmen oder Tätigkeiten 

im Sinne der Nummern 2 und 3 betroffen sind oder sein können.“ 

• Umweltinformationen auf Antrag gem. § 4 Abs. 1 ThürUIG 

• § 4 Abs. 2 ThürUIG regelt Folgendes: „Der Antrag muss erkennen lassen, zu welchen Umweltinformationen der 
Zugang gewünscht wird. Ist der Antrag zu unbestimmt, ist der antragstellenden Person dies innerhalb eines 
Monats mitzuteilen und ihr Gelegenheit zur Präzisierung des Antrags zu geben. Kommt die antragstellende 
Person der Aufforderung zur Präzisierung nach, beginnt der Lauf zur der Frist zur Beantwortung von Anträgen 
erneut.  
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Was steht im Thüringer Umweltinformationsgesetz 
(ThürUIG)

• Ablehnung des Antrags: geregelt in § 5 Abs. 1 ThürUIG: „Wird der 
Antrag ganz oder teilweise nach den §§ 8 und 9 abgelehnt, ist die 
antragstellende Person  innerhalb der Fristen nach § 3 Abs. 3 Satz 2 
[also innerhalb einer Monatsfrist, bei komplexen Vorgängen 
innerhalb von 2 Monaten] hierüber zu unterrichten. Ihr sind die 
Gründe der Ablehnung mitzuteilen [...]“

• Ablehnungsgründe: sind Schutz öffentlicher Belange (geregelt in §
8 ThürUIG) und Schutz privater Belange (geregelt in § 9 ThürUIG) 

• Rechtsschutz: Gem. § 6 Abs. 1 und Abs. 2 ThürUIG sind Widerspruch 
und Klage gegen abgelehnten Antrag statthaft.
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Was ist neu?

Was ist schlecht?

Wo hakt´s?
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Das Thüringer Transparenzgesetz

Was ist neu?
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Was ist neu?
- Informationszugang durch Veröffentlichungspflicht ( § 5 Abs. 1 Satz 1 ThürTG) und Informationszugang auf Antrag (§ 9 Abs.1 

ThürTG) in einem Gesetz

- Erweiterte Zuständigkeit des TLfDI für Anfragen zum ThürUIG (§ 17 Satz 1 2. Alternative ThürTG)

- Veröffentlichungspflicht auch für Kommunen gem. § 5 Abs. 1 Satz 1 ThürTG („Informationen [...] sollen öffentlich zugänglich 
gemacht werden.“)  

- Transparenzpflicht gem. § 6 Abs. 1 ThürTG auch für Kommunen insoweit, als dass aufgrund einer Rechtsnorm eine Pflicht zur 
Veröffentlichung der Information besteht

- Modellprojekt für Kommunen zur Teilnahme am Transparenzportal gem. § 16 Abs. 2 Satz 1 ThürTG – Start noch offen?

- Nutzung, Weiterverwendung und Verbreitung veröffentlichter Informationen ist grundsätzlich frei vgl. § 1 Abs. 1 Satz 2 ThürTG
einfach und barrierefrei

- Abwägungsklausel gem. § 14 ThürTG (Berücksichtigung des Gesetzeszwecks bei Ablehnungsgründen des 
unverhältnismäßigen Aufwands und des Schutzes von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen bei rechtlichem Interesse des 
Antragstellers)
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Was ist neu?

- Kosten: Kostendeckelung (maximal 500 Euro gem. § 15 Abs. 1 Satz 3 ThürTG)  und 
Kostendeckungsprinzip mit Rechtsverordnungsermächtigung in § 15 Abs. 2 Satz 1 ThürTG; Das 
Kostendeckungsprinzip besagt, dass bei der Bemessung der Verwaltungskosten allein der Aufwand 
der Behörde zu berücksichtigen ist und nicht der wirtschaftliche Wert, den die Information für den 
Antragsteller hat.; Anmerkung: Rechtsverordnung ist in Vorbereitung 

- Soll-Regelung in § 16 Abs. 3 Satz 1 ThürTG zur Förderung des Informationszugangs; gem. § 16 
Abs. 3 Satz 2 ThürTG behördeninterner Informationsfreiheitsbeauftragter als Beispiel

- Evaluierung des ThürTG vier Jahre nach seinem Inkrafttreten durch die Landesregierung mit 
wissenschaftlicher Unterstützung, um Gesetz auf die fortschreitende Entwicklung anpassungsfähig 
zu machen/Formulierung ändern

- Beirat beim Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit seit 12.10.2020
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Was ist neu?

- Thüringer Transparenzportal gem. § 7 ThürTG
- Bündelung der Informationen
- Inhalt der Informationen ergibt sich aus § 7 Abs. 1 Satz 3 ThürTG
- Einfach und barrierefrei für die Bürgerinnen und Bürger
- Problem: Für öffentliche Stellen des Landes gilt Veröffentlichungspflicht im Transparenzportal 

erst dann, wenn die Informationen aus den elektronischen Akten im „vollständig ausgerollten 
landeseinheitlichen, zentralen, ressortübergreifenden elektronischen“ 
Dokumentenmanagementsystem vorgehalten werden (siehe Wortlaut von  § 6 Abs. 3 ThürTG). 
(Vollständig ausgerollt sein soll das landesweite Dokumentenmanagementsystem nach Kenntnis 
des TLfDI Ende 2022 sein)

- https://verwaltung.thueringen.de/ttp
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Was ist schlecht?

• Zu komplizierte und daher unverständliche Regelungen  von Veröffentlichungspflichten 
(§ 5 ThürTG) & Transparenzpflichten (§ 6 ThürTG), darauf geht Frau Pesch später ein.

• Das Thüringer Umweltinformationsgesetz ist nicht in das ThürTG eingefügt worden, 
sondern es ist neben dem ThürTG zu lesen und zu beachten. 

• Nicht ausreichende Befugnisse des TLfDI zur Ahndung von Verstößen gegen das 
ThürTG. 
 TLfDI hat nur die Möglichkeit der Beanstandung (§ 19 Abs. 2 Satz 5 ThürTG)
 LfDI Hamburg kann die Möglichkeit eines Verstoßes gegen das HmbTG gerichtlich feststellen 

lassen (§ 14 Abs. 6 HmbTG)
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Wo hakt‘s?

• Probleme bei Unterscheidung und Anwendung von § 5 und 6 ThürTG 

• Umsetzung eines Modellprojektes nach § 16 Abs. 2 Satz 1 ThürTG zur Klärung von 
rechtlichen, organisatorischen und technischen Fragen durch das TMIK

• kein Stellenaufwuchs beim TLfDI für das ThürTG im Jahr 2020 und danach, zum Vergleich: 
Baden-Württemberg hat 3,5 Vollzeit-Stellenanteile.

• Kurze Frage in die Runde: Haben Sie schon mal etwas von einem behördlichen 
Informationsfreiheitsbeauftragten gehört?
Ein behördlicher Informationsfreiheitsbeauftragter könnte – wenn vorhanden – schnellere 
Transparenz bzw. Informationsbereitstellung ermöglichen. Dazu Entschließung der IFK.
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Umfrage des TLfDI

• Bei den informationspflichten Stellen nach § 2 Abs. 1 ThürTG zur Umsetzung des 
Thüringer Transparenzgesetzes hat TLfDI eine Umfrage im Sommer 2021 durchgeführt. 
Folgende Ergebnisse lieferte die Umfrage:

Frage 1: Proaktive Informationsbereitstellung:

Veröffentlichen Sie amtliche Informationen nach § 5 Abs. 1 ThürTG proaktiv im Internet?

- Mit Ja antworteten 65 %.

- Mit Nein antworteten 35 %.
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Umfrage des TLfDI
Frage 2: Behördliche/r Informationsbeauftragte/r
Fördern Sie gemäß § 16 Abs. 3 Satz 2 ThürTG das Recht auf Informationszugang durch 
Einsetzen eines behördlichen Informationsbeauftragten?
- Mit Ja antworteten 12 %.
- Mit Nein antworteten 88 %.
Frage 3: Wenn nein, aus welchen Gründen gibt es in Ihrer Behörde keinen behördlichen 
Informationsbeauftragten:
- 60 % nannten personelle Gründe.
- 16 % nannten fehlende Kenntnis über die Bestimmungen des ThürTG.
- 24 % nannten sonstige Gründe (die nicht weiter differenziert wurden in der Umfrage).
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Umfrage des TLfDI

Frage 4:  Modellprojekt nach § 16 Abs. 2 Satz 1 ThürTG

Haben Sie Interesse an der Teilnahme an einem Modellprojekt, das der Klärung von 
rechtlichen, organisatorischen und technischen Fragen aus spezifisch kommunaler Sicht 
dient und das Transparenzbewusstsein in Thüringen stärkt?

- Mit Ja antworteten 39 %.

- Mit Nein antworteten 61 %.
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Umfrage des TLfDI

Frage 5 – Zugang zum Transparenzportal nach § 16 Abs. 3 Satz 2 ThürTG 

§ 16 Abs. 3 Satz 2 ThürTG sieht zur Förderung des Rechts auf Informationszugang 
beispielsweise die Ermöglichung eines Zugangs zum Transparenzportal (§ 7 ThürTG) in 
den Dienstgebäuden vor. Ist es geplant, in Ihrer Behörde in absehbarer Zeit einen 
solchen Zugang für Informationssuchende einzurichten?

- Mit Ja antworteten 12 %.

- Mit Nein antworteten 88 %.
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Umfrage des TLfDI

Frage 6: Wenn Frage 5 mit Nein beantwortet wird: Aus welchen Gründen verneinen Sie 
die Einrichtung eines solchen Zugangs? (Sie können mehrere Gründe ankreuzen):

- Aus finanzielle Gründen antworteten 24 %.

- Aus räumlichen Gründen antworteten 28 %.

- Aus personellen Gründen antworteten 35 %.

- Aus sonstigen Gründen antworteten 13 % (diese wurden nicht weiter untersetzt).
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Umsetzung der Informationsfreiheit beim TLfDI

• Ombudsstelle für Vermittlung im ThürTG/ThürUIG
(Befugnis des TLfDI leider nur Beanstandungsrecht  )

• Transparenzgesetz gilt auch für den TLfDI
(TLfDI ist veröffentlichungspflichtige Stelle nach §§ 5, 6 ThürTG; bspw. Antrag an TLfDI
auf Übersendung der Übersicht der Beiratsmitglieder) 

• Mitwirken bei der Informationsfreiheitskonferenz (IFK)
(IFK positioniert sich anhand von Entschließungen zu Themen, die die Info-Freiheit betreffen)

• Veranstaltungen zum Informationsfreiheitsrecht
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Aktuelles aus der 40. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten

• Entschließung "Mehr Transparenz durch behördliche Informationsfreiheitsbeauftragte"

• Entschließung „Mehr Transparenz beim Verfassungsschutz“ 

• Entschließung "Forderungen für die neue Legislaturperiode des Bundes: Ein Transparenzgesetz 
mit Vorbildfunktion schaffen!" 
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Ausblick

• Derzeit parlamentarische Erarbeitung eines Transparenzgesetzes in Sachsen. 

• Bayern und Niedersachsen haben noch kein Informationsfreiheits- oder 
Transparenzgesetz. 

• TLfDI hat aller Voraussicht den Vorsitz der IFK im Jahr 2023, falls es nicht in Sachsen 
zu einem Transparenzgesetz kommt.
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